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In Switzerland, political actors do not only present their positions in the context 
of election campaigns, but they also reach out for voter support in the context 
of referendums and popular initiatives. This happens about four times a year. 
They do so by using their own means (own media), through the media coverage 
(free media) or through their political advertising (paid media). In this paper 
we analyze the character, the initiators of political advertisements and the argu-
ments presented by them. Our sample consists of 375 issues of newspapers in the 
Swiss canton of Zurich. We found 107 campaign advertisements for three dif-
ferent issue-votes in the direct democratic vote on May 17, 2009. What had been 
discovered with regard to media coverage taking place during the weeks before 
the day of the direct democratic vote, our paper also confirms in the context of 
political advertising. The campaign only takes place about four weeks before the 
voting day. Our results show that political actors combine their financial means 
and join ad-hoc campaign committees to plan and execute paid media – contrary 
to the ordinary news reporting (free media), which they use to present themselves 
as individual politicians, parties or organizations. Furthermore, advertisements 
are personalized and regionalized with well-known political representatives. 
Depending on the campaign issue, the targeting can be even more detailed.
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1. Mediatisierung und politische Werbung
Der einbezug der Medien und ihrer Interessen in die politische Planung, 
handlung und entscheidung ist für politische Akteure zu einer notwen-
digkeit geworden, zu einer Voraussetzung, um erfolgs- und Akzeptanz-
chancen bei den Bürgern zu erhöhen. Die Mediatisierung1 der Politik, 
bei der politische Kommunikation zum integralen Bestandteil der Politik 
wird und politische Akteure ihr handeln und Verhalten an den regeln 
des Mediensystems ausrichten (vgl. Donges 2005), wurde in starkem 
Masse durch die Abkoppelung der Medien von den politischen Parteien 
ausgelöst. Dies blieb nicht folgenlos für die politische Kommunikation 
(vgl. Blum 2006: 13; Marcinkowski 2006: 402). Die Schwächung des 
Parteiensystems und der Verlust der Orientierungsfunktion der Par-
teien, die emanzipierung der Bürger von traditionellen politischen Insti-
tutionen oder die ubiquitäre Verfügbarkeit von politischer Information 
bieten einen nährboden für die Mediatisierung politischer Prozesse und 
Debatten (vgl. Mazzoleni & Schulz 1999). Die Medien gewinnen wegen 
dieser Krise der Parteien (ebd.: 255) an Bedeutung und übernehmen einen 
Teil der traditionellen Orientierungsfunktion der Parteien. Im Zuge der 
Mediatisierung der Politik als «Ausrichtung politischen handelns und 
Verhaltens an den Gesetzmässigkeiten des Mediensystems» (Sarcinelli 
1998: 678) mussten Akteure des politischen Systems demnach auf die 
mit der entwicklung einhergehenden neuen Logiken und rahmenbedin-
gungen reagieren. Schon Altheide & Snow (1979) haben den Begriff der 
Medienlogik im Gegensatz zur Logik politischer Akteure geprägt. Poli-
tische Akteure sind gezwungen neue Wege und Strategien zu finden, um 
ihre Wählerschaft zu erreichen und zu mobilisieren, da die traditionelle 
1 Im Gegensatz etwa zu dem für Sarcinelli (1998: 678) zutreffenden Begriff Me-
dialisierung verwenden wir hier den Begriff der Mediatisierung. Jarren & Donges 
(2006: 29) folgend verstehen wir die Begriffe Medialisierung und Mediatisierung 
synonym und nutzen das Begriffsverständnis von Sarcinelli (1998: 678), wonach 
Mediatisierung als «die wachsende Verschmelzung von Medienwirklichkeit und 
politischer wie sozialer Wirklichkeit, die zunehmende Wahrnehmung von Politik 
im Wege medienvermittelter erfahrung sowie die Ausrichtung politischen han-
delns und Verhaltens an den Gesetzmässigkeiten des Mediensystems» verstanden 
wird.
POLITISChe KAMPAGnenWerBUnG In Der ZürCher TAGeSPreSSe 53
Bindung der Wähler an bestimmte Parteien und die Wahlbeteiligung 
deutlich abgenommen haben. Die Logik der Politik, deren Konzeptuali-
sierung im Vergleich mit der Medienlogik weit weniger fortgeschritten ist 
(vgl. Strömbäck 2008: 234), verlangt von den Medien, dass sie die Logik 
politischer Prozesse verstehen und vermitteln können (vgl. Meyer 2002: 
10). Meyer verwendet dafür den Begriff Mediendemokratie (ebd.).
Auch politische Akteure in der Schweiz sind von dieser entwicklung 
betroffen und gezwungen, «[…] sich mit dem Schwinden ihrer traditi-
onellen Basis auseinander zu setzen, sich inhaltlich neu zu positionieren 
und neue Bevölkerungssegmente zu erschliessen» (Ladner 2001: 14). Der 
volatil gewordene Wählermarkt führt dazu, dass praktisch alle Parteien 
mit einer rückläufigen oder stagnierenden Anhänger- und Mitglieder-
schaft konfrontiert sind (vgl. Picard 1988: 151; noam 1991: 317). ein 
stärker gewordener politischer Wettbewerb und damit einhergehend eine 
Intensivierung der politischen Kommunikationsmassnahmen in den 
1990er Jahren sind die Konsequenz (vgl. Tirole 1988: 72). Politmarke-
ting legte an Bedeutung zu und generell fand eine Professionalisierung der 
Medienarbeit statt (vgl. ebd.: 65; Ladner 2006: 259). Dies gilt national, 
entspricht aber auch einem internationalen Trend zur professionellen Aus-
gestaltung von politischen Kampagnen (vgl. Blumler & Kavanagh 1999; 
Jarren & Donges 2006; Kamps 2007; norris 2002; Semetko et al. 1991; 
Swanson & Mancini 1996). Politische Organisationen in der Schweiz 
sind jedoch hinsichtlich ihres Professionalisierungsgrades längst nicht 
mit Kampagnenorganisationen etwa in Grossbritannien und den USA 
vergleichbar. Zudem kann auch nicht davon ausgegangen werden, dass 
die politische Kommunikation in der Schweiz in allen Aspekten amerika-
nisiert wird, wie dies in der Literatur hin und wieder vermutet wird (vgl. 
hardmeier 2003). nach Donges (2005: 19) zeigen sich auf der ebene der 
Akteure, Inhalte und Prozesse der politischen Kommunikation Formen 
der Mediatisierung. Dies heisst, dass auch in der Schweiz die Medien 
und die in ihnen stattfindende Kommunikation an Bedeutung gewin-
nen. Jedoch erschweren die Strukturmerkmale des politischen Systems der 
Schweiz Ausmass und Tempo einer Professionalisierung der Politik, bzw. 
der politischen Kommunikation «[…] oder führen zumindest dazu, dass 
entsprechenden Anstrengungen vielfach mit grossem Misstrauen entge-
gen getreten wird» (Ladner 2006: 255).
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2. Politische Werbung und rahmenbedingungen in der Schweiz
Im Bereich des politischen Marketings ist die politische Werbung als fester 
Bestandteil von Kampagnen zu betrachten. Politische Akteure bündeln 
dabei ihre Kommunikationstätigkeiten auf drei verschiedene Kanäle (vgl. 
Kaniss 1991: 161; Schnur 1999). es sind dies redaktionelle Beiträge als 
resultat guter Pr-Arbeit oder aufgrund guter Kontakte zu den Medien, 
welche über die Kampagnenaktivitäten politischer Akteure in den 
Medien kostenlos erscheinen (free media), bezahlte politische Werbung 
(paid media) und in eigenredaktion erstellte Kommunikationsmittel wie 
Webseiten, Flyer oder Pressemitteilungen (own media). Letztere Katego-
rie wird von Schnur (1999: 145–146) ebenfalls zu paid media gezählt, da 
sie mit der Aufwendung von finanziellen ressourcen im weitesten Sinne 
verbunden sind: «Therefore, our definition of paid media also includes 
direct mail & phone bank programs as well as door hangings, billboards, 
bumper stickers, videos, brochures, handouts, campaign souvenirs, and 
the like.» Semantisch mag diese einteilung zwar sinnvoll sein, aber auch 
Pr-Massnahmen sind mit Aufwendung von Geld verbunden, weshalb die 
Definition nicht konsequent wäre. es ist sinnvoller, den Zweck einzelner 
Kommunikationsmassnahmen in den Vordergrund zu stellen und ihn 
als Kriterium der Abgrenzung einzelner Massnamen zu gebrauchen. Für 
uns gehört politische Werbung deshalb zur Kategorie paid media. Wir 
fokussieren in unserer Untersuchung den Bereich politische Inserate, auch 
wenn dies selbstverständlich nur ein Kommunikationsmittel von vielen 
im Bereich paid media darstellt.
Politische Werbung und Kampagnen insgesamt sind oft anderen oder 
zusätzlichen gesetzlichen rahmenbedingungen unterworfen als kom-
merzielle Werbung. norris (2002: 143) unterscheidet drei verschiedene 
Bereiche der regulierung bei politischen Kampagnen. So werden erstens 
in vielen Ländern Auflagen zur politischen Werbung in elektronischen 
Medien gemacht. Insbesondere die Ausgaben für politische Werbung sind 
in vielen Ländern limitiert (vgl. Swanson & Mancini 1996: 257). Und 
in der Schweiz, wie beispielsweise auch in Grossbritannien, ist politische 
Werbung im TV komplett untersagt (vgl. norris 1999: 54). Zweitens 
gibt es in einigen Staaten, so etwa in Deutschland, für Parteien die Mög-
lichkeit, kostenlos Sendezeit bei rundfunkanbietern zu erhalten, um ihre 
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Botschaften und ihr Programm darzustellen. Und drittens gibt es regu-
lierung im Bereich der Ausgewogenheit der politischen Berichterstattung. 
So sind etwa die Finanzierungssysteme von Parteien und Wahlkampa-
gnen national geprägt.
Die wichtigste rahmenbedingung für politische Werbung in der 
Schweiz ist das geltende Werbeverbot, das der politischen Werbung Gren-
zen setzt. nach Artikel 10 des geltenden Bundesgesetzes über Radio und 
Fernsehen (rTVG) ist politische Werbung im radio und Fernsehen nicht 
erlaubt (vgl. UVeK 2006). Unter anderem deshalb hat die Presse in der 
Schweiz weiterhin einen hohen Stellenwert innerhalb der politischen Wer-
bung (vgl. Fischer 1979: 5). Dies ist in Ländern, in denen die politische 
Werbung keinen gesetzlichen Vorgaben bezüglich der Mediengattung 
unterliegt, wie in den USA, anders. Dort hat sich die politische Wer-
bung stark ins Fernsehen verlagert (vgl. Kaid & holtz-Bacha 1995: 207). 
Die Diskussion über eine Aufhebung oder zumindest eine Lockerung des 
Werbeverbotes für politische Akteure in elektronischen Medien wird auch 
in der Schweiz geführt, da die Staatspolitische Kommission des nati-
onalrates, der grossen Parlamentskammer, eine entsprechende Vorlage2 
verabschiedet hat. Wie das Beispiel von Wahlkämpfen in den USA zeigt, 
ist jedoch politische Werbung in elektronischen Medien enorm teuer und 
führt mitunter dazu, dass kleine Akteure sich fast gänzlich zurückziehen 
und politische Werbung verstärkt auf attack advertising ausgerichtet wird 
(vgl. O’Shaughnessy 1999: 729). Dies funktioniert in Wahlkämpfen gut, 
ist aber in der themenfokussierten Logik von referenden und Initiativen 
nur beschränkt sinnvoll. 
In einer direkten Demokratie, wie sie in der Schweiz vorzufinden ist, 
müssen die Stimmbürger nicht nur das Parlament wählen und dabei Par-
tei- und Personenpräferenzen angeben, sondern sie müssen darüber hinaus 
auch fähig sein, Sachentscheide zu fällen. Dies, weil rund viermal im Jahr 
Volksabstimmungen über verschiedene Sachfragen stattfinden – auf kom-
2 In dieser soll es Parteien sowie Initiativ- und Abstimmungskomitees, die einen Ur-
nengang bewirkt haben, erlaubt sein, vor eidgenössischen Abstimmungen mit Gra-
tis-Spots in radio und Fernsehen zu werben. Die nationalratskommission begrün-
det die Vorlage damit, dass dadurch die Mitwirkung der politischen Parteien an der 
Meinungs- und Willensbildung der Bürger gestärkt werde (vgl. http://www.admin.
ch/aktuell/00089/index.html?lang=de&msg-id=28495 [Stand 23.06.2011]).
56
munaler, kantonaler und nationaler ebene3. Mit den Sachfragen, die in 
Form von referenden oder Volksinitiativen zur Abstimmung gelangen, 
muss sich nicht nur die politische elite, sondern die gesamte Bürgerschaft 
auseinandersetzen, zumindest wenn sie eine Intention hat, sich an die-
sem Prozess der entscheidfindung zu beteiligen (vgl. Kriesi 1994: 235; 
Kriesi 1995: 152). Die Fähigkeit des Stimmbürgers, einen Sachverhalt 
vollumfänglich zu erfassen, setzt ein hohes Mass an Informiertheit voraus. 
Gemäss der VOX-Trendauswertung4 stützen sich die Stimmbürger vor 
Volksabstimmungen vor allem auf den redaktionellen Teil der Presse, das 
Fernsehen, das Bundesbüchlein5, das radio, die Leserbriefe sowie den 
Inserateteil der Presse. Die wichtigste Periode für die entscheidungsfin-
dung des Stimmbürgers ist jene der Abstimmungskampagne (vgl. Kriesi 
1994: 243). Diese geht mit den jährlich 16 bis 20 nationalen und kan-
tonalen Abstimmungen sowie Vorlagen auf Gemeindeebene einher und 
wird normalerweise sechs bis acht Wochen vor einer Abstimmung von 
politischen Akteuren, Befürwortern und Gegnern lanciert, um dabei die 
3 In der Schweiz und anderswo können zwei Arten von Volksabstimmungen un-
terschieden werden. es sind dies erstens Initiativen, die von Bürgern, Bürgeror-
ganisationen, Verbänden oder Parteien mit mindestens 100’000 Unterschriften 
eingebracht werden, die in der Schweiz innerhalb von maximal 18 Monaten ge-
sammelt werden müssen. In der englischsprachigen Literatur wird dafür der Begriff 
initiative oder auch citizen-initiated referendum verwendet (vgl. LeDuc 2002: 74). 
referenden dagegen entspringen der Tätigkeit von regierung und Parlament, wo-
bei es gewisse Themenbereiche gibt, die einem obligatorischen Volksreferendum 
unterliegen (beispielsweise Staatsverträge oder Verfassungsbestimmungen) und 
andere, die einem fakultativen referendum unterliegen, das jeweils von Bürgern, 
Bürgergruppen, Parteien und Verbänden mit insgesamt 50’000 Unterschriften oder 
von acht Kantonen («Kantonsreferendum») erwirkt werden kann, die drei Monate 
nach der Verhandlung im Parlament eingereicht werden müssen. Das referendum 
findet im Gegensatz zur Initiative am ende des politischen Gesetzgebungsprozesses 
statt und hat somit die Qualität einer Art Veto für Parlament und allenfalls auch 
Stimmbürger (vgl. Trechsel & Sciarini 1998: 102).
4 vgl. www.polittrends.ch
5 Das Bundesbüchlein ist eine Informationsbroschüre der regierung, die zusammen 
mit den Abstimmungspapieren an alle Bürgerinnen und Bürger verschickt wird. 
es enthält die offiziellen Texte, erläuterungen der regierung aber auch eine kurze 
erläuterung jener politischer Kreise, welche die Gegenposition zur regierung ver-
treten.
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verschiedenen Standpunkte und Parolen zu verbreiten. Abstimmungs-
kampagnen sind eine wichtige Teilkomponente der direkten Demokratie, 
nicht nur weil sie politisch informieren und aufklären (vgl. Kriesi 2005: 
41; neidhart 2002: 394), sondern auch weil sie eine bedeutende rolle im 
entscheidungsprozess spielen (vgl. Trechsel 2006: 481). Je nach Abstim-
mungsvorlage ist das einflusspotential der Medien, bzw. der in ihnen 
stattfindenden Abstimmungskampagnen auf den Meinungsbildungspro-
zess des Bürgers unterschiedlich gross. Dies, weil die individuelle staats-
bürgerliche Kompetenz je nach Komplexität und Art der Sachfrage, über 
die abgestimmt wird, erheblich variiert und infolgedessen die Möglich-
keiten des politischen Marketings mit hilfe der Medien unterschiedlich 
stark sind (vgl. Kriesi 1995: 157). Je nach Vorlage variieren auch Ausmass 
und Stil der Abstimmungskampagne, sodass es Volksabstimmungen gibt, 
bei denen überhaupt keine Kampagne stattfindet und andere, bei denen 
schon sehr früh und teilweise stark populistische Kampagnen lanciert 
werden (vgl. neidhart 2002: 394–395). Zudem gilt es zu berücksichtigen, 
dass politische Akteure bei Volksinitiativen bereits vor der eigentlichen 
Abstimmungskampagne aktiv werden müssen – nämlich zum Sammeln 
der benötigten Unterschriften. Dies kann mitunter bereits erhebliche 
finanzielle und personelle Mittel beanspruchen. Gleichzeitig kann so aber 
auch verhindert werden, dass das aufwändige Mittel der Volksinitiative zu 
oft zur Anwendung kommt. Trotz grossem Aufwand gibt es immer wie-
der einzelpersonen oder kleine Organisationen, welche mit ihren Anlie-
gen eine Initiative lancieren können und teilweise sogar erfolgreich sind6. 
Abbildung 1 veranschaulicht nochmals, über welche Kommunikations-
kanäle und Medien politische Akteure im Vorfeld von Abstimmungen 
mit den Stimmbürgern kommunizieren und wo der Untersuchungsgegen-
stand vorliegender Arbeit einzuordnen ist. Die Grafik macht den Kontext 
des Forschungsgegenstandes deutlich und zeigt angrenzende Forschungs-
6 erfolgreich war etwa im Jahr 2004 die bis dahin unbekannte Organisation Marche 
blanche mit der Verwahrungsinitiative (vgl. Baer 2004). Aktuelle Beispiele für klei-
ne Organisationen, welche aus eigenem Stand Volksinitiativen zustande bringen, 
sind die Stiftung Helvetia Nostra des Umweltschützers Franz Weber (vgl. von Burg 
2008) oder der Schaffhauser Unternehmer Thomas Minder mit seiner Abzocker-
Initiative (vgl. Waber 2008).
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felder auf. Sie ist eine Weiterführung des Communication-Repertoire-
Modells nach Kriesi, Bernhard & hänggli (2007: 27).
Wissenschaftliche erkenntnisse zur politischen Werbung sind, wie 
bereits gesehen, vielfältig, fokussieren jedoch häufig Wahlkämpfe und 
damit die Präsentation von Personen. Wie auch Kaid (2004: 156) rich-
tig anmerkt, wird politische Werbung, welche in einem anderen Kontext 
als bei Wahlen lanciert wird, in Untersuchungen oft nicht ausreichend 
berücksichtigt. es gibt selbstverständlich mehr Analysen, welche sich mit 
politischer Wahlwerbung befassen, als solche, die sich auf politische Wer-
Abbildung 1: Abstimmungskommunikation in der Schweiz
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bung im Vorfeld von Abstimmungen beziehen. Zudem ist entsprechende 
Literatur USA-zentriert und deshalb TV-zentriert. eine der wenigen 
Untersuchungen, welche politische Werbung im Vorfeld von Abstim-
mungen in Tageszeitungen detailliert analysiert, ist diejenige von Mar-
quis & Bergman (2009). Grundsätzlich lässt sich nicht leugnen, dass seit 
den 1990er Jahren ein eindeutiger Trend zur Zunahme politischer Wer-
bung festzustellen ist, auch im Bereich von Zeitungsinseraten7. Der Stel-
lenwert der Inserate als politisches Kommunikationsmittel ist weiterhin 
hoch. etwa 60 % des gesamten Werbedrucks8 (35 Millionen ChF) aller 
im Jahr 2008 lancierten politischen Kampagnen in der Schweiz stammen 
aus Inseraten in der Tages-, sowie regionalen Wochen- und Sonntags-
presse (vgl. Media Focus 2008).
Unser Beitrag ist eine systematische Analyse der politischen Werbung 
in Tageszeitungen im Vorfeld von Volksabstimmungen. Vor dem hin-
tergrund der genannten entwicklungen stellt sich die Frage nach der 
Beschaffenheit politischer Werbung in der Schweiz, nach der Art und 
Weise wie diese präsentiert wird, nach den Urhebern politischer Werbung 
und ob dabei eine Systematik festzustellen ist, die auf einen professionellen 
Umgang mit politischer Werbung schliessen liesse. Durch die Analyse 
der politischen Werbung soll ihre Beschaffenheit erläutert werden. Dies ist 
vor allem deshalb relevant, da politische Werbung in Tageszeitungen als 
direkter Vermittlungskanal zwischen den politischen Akteuren und den 
Bürgern wirkt und im Vorfeld von Abstimmungen über Vorlagen und die 
Parolen der politischen Akteure informiert. Im Weiteren beschäftigten 
sich bisher nur wenige Untersuchungen in der politischen Kommunikati-
onsforschung mit politischen Anzeigen, denn der Grossteil der Forschung, 
der sich mit politischer Werbung beschäftigt, beschränkt sich wie bereits 
7 es gibt verschiedene Begriffe, die hier synonym verwendet werden könnten. Dazu 
gehören neben «Inserat» auch «Anzeige», «reklame» oder «Werbung». Für unsere 
Zwecke verwenden wir den Begriff «Inserat» als Oberbegriff für bezahlte Inhalte in 
Zeitungen. eine weitere Unterscheidung wäre in anderem Zusammenhang sicher 
sinnvoll, hier werden aber Inserate anhand verschiedener Kategorien charakteri-
siert, wobei der Oberbegriff derselbe bleibt.
8 Der Werbedruck ist der Kunden-netto-Werbeumsatz und berechnet sich aus den 
Brutto-Umsätzen minus rabatten (für Mengen- oder Wiederholungsabschlüsse) 
(vgl. Stiftung Werbestatistik Schweiz 2008: 6).
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erwähnt auf Fernsehwerbung. Politische Werbung, explizit politische 
Anzeigen in Schweizer Abstimmungskampagnen, stand bisher kaum im 
Zentrum des Forschungsinteresses und stellt ein Forschungsdefizit dar. 
Ziel unseres Beitrags ist es deshalb, mit einem auch teilweise explora-
tiven Charakter die formalen und inhaltlichen Merkmale der politischen 
Werbung zu erfassen. Insbesondere ist von Interesse, welche politischen 
Akteure die politische Werbung dominieren. Ferner soll die Intensität des 
Abstimmungskampfes mittels Inseraten aufgezeigt werden. Zudem soll 
gezeigt werden, inwiefern politische Anzeigen einem regionalen oder loka-
len Publikum angepasst werden. Die zentrale Fragestellung lautet somit: 
Wie ist die Beschaffenheit poltischer Werbung in Schweizer Tageszeitungen 
und inwiefern lässt sich dabei eine Systematik erkennen?
3. Beschaffenheit politischer Werbung
In diesem Abschnitt soll das Konstrukt Beschaffenheit politischer Werbung 
durch die erläuterung der einzelnen Bestandteile vorgestellt werden. nach 
neumaier (2001: 30–31) können Anzeigen grundsätzlich nach neun Kri-
terien typisiert werden: Inhalt (Ankündigungsanzeige, reine Werbeanzei-
gen etc.), Insertionsgegenstand (politische Anzeige, Markenartikelanzeige 
etc.), Sachgruppen (rubrikanzeige, Grossanzeige ohne rubrizierung), 
Art der Werber (lokale, überregionale, nationale Anzeigen), Art ihrer 
Werbeträger (Zeitung, Zeitschrift, Buch etc.), erscheinungshäufigkeit, 
Gestaltung, Format und der Platzierung im Werbeträger.
Diese Typologisierungsmerkmale von Anzeigen nutzte Lieske (2005: 
103) als Ausgangspunkt und fügte die Merkmale Funktion der Anzeige 
und Urheber der Anzeige zur Beschreibung von politischen Anzeigen 
hinzu. Weiter unterteilte sie die Merkmale in formale und inhaltliche 
Aspekte. Für diese Arbeit wurden diese Merkmale ebenso verwendet. Zu 
den formalen Merkmalen zählen das erscheinungsdatum der Anzeige, 
das Medium, die Platzierung der Anzeige innerhalb des Mediums, die 
reichweite, der Urheber der Anzeige, Grösse der Anzeige, ihre Farbig-
keit und gestalterische elemente (Grafik, Foto, Logo). Die inhaltlichen 
Merkmale der Anzeige umfassen nach Lieske (2005: 103) die Funktion, 
die der Anzeige zukommt, und das Thema, das die Anzeige aufgreift. 
Diese inhaltlichen und formalen Merkmale sind elementare Bausteine 
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von Anzeigen. Gründe, weshalb diese für die Beschreibung der Beschaf-
fenheit politischer Werbung so wichtig sind, liefern die Werbemittel- und 
Werbeeffektforschung. Deren erkenntnisse, die sich auf Gestaltungs- und 
Platzierungsmerkmale einer Konsumgüteranzeige beziehen, sind auch für 
politische Werbung wichtig, denn auch diese bedient sich nach Jarren & 
Donges (2006: 227) und holtz-Bacha (2000: 15) der Mittel, die aus der 
Wirtschaftswerbung (Produkt- und Imagewerbung) bekannt sind.
Da kein Kategoriensystem ausfindig gemacht werden konnte, welches 
auf die Analyse politischer Anzeigen ausgerichtet ist, wurde ausgehend 
von Lieskes (2005: 13) Merkmalsliste und neumaiers Anzeigentypolo-
gisierung (2001: 30–31) ein eigenes System zur Analyse von politischen 
Anzeigen entwickelt, welches die im Folgenden vorgestellten formalen 
und inhaltlichen elemente umfasst (vgl. Tabelle 1).
Tabelle 1: Die Merkmale politischer Werbung
Formale Merkmale Inhaltliche Merkmale
Inserent Funktion und Thema des Inserats
Grösse des Inserats Argument
erscheinungszeitpunkt Politische Position (Parole) des Inserats
erscheinungshäufigkeit Merkmale der Personalisierung
Farbigkeit
Platzierung innerhalb der Zeitung
Platzierung innerhalb der Seite
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Lieske (2005: 13) und neumaier (2001: 
30–31).
In diesem Beitrag werden alle politischen Inserate, Abstimmungsemp-
fehlungen sowie Veranstaltungshinweise im Kanton Zürich untersucht, 
welche im Untersuchungszeitraum zu den kantonalen und eidgenössischen 
Abstimmungen vom 17. Mai 2009 in den ausgewählten 15 Tageszeitungen 
erschienen sind. eine übersicht über unser Sample ist im Anhang zu fin-
den. Wie viel politische Werbung geschaltet wurde, welche Akteure die 
politische Werbung dominieren und ob vorwiegend in regionalen oder in 
überregionalen Tageszeitungen politische Werbung geschaltet wurde, sind 
Gegenstand der Forschungsfragen und werden als formale Merkmale der 
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politischen Werbung anhand der ersten Forschungsfrage erhoben. Wie die 
formalen und inhaltlichen Merkmale der politischen Werbung für diese 
Arbeit konkret gemessen werden, soll im Folgenden erläutert werden.
Zur ermittlung des politischen Akteurs, der das Inserat schaltete, wer-
den vier Organisationstypen unterschieden: Parteien (nationale, kanto-
nale und auf Gemeindeebene), ad hoc Komitees (Gruppen politischer 
Parteien, Verbände und Organisationen, die sich nur für den Abstim-
mungskampf zusammenschliessen), Verbände, Vereine und weitere 
Organisationen mit Parolen zu den nationalen Vorlagen. es geht darum 
festzuhalten, welcher politische Akteur das Inserat schaltete. Bezüglich 
formaler Aspekte wird zunächst die Grösse der Inserate durch die erhe-
bung der Breite und Länge für jedes Inserat berechnet. Weiter werden 
unter anderem Zeitungstyp, erscheinungszeitpunkt des Inserats, erschei-
nungshäufigkeit, Gestaltung (Farbigkeit) und die Platzierung des Inserats 
in einem bestimmten ressort innerhalb der Zeitung erfasst. neben den 
genannten formalen Aspekten werden inhaltliche Kategorien erfasst. Die 
Funktion etwa, die das Inserat innehat; ob es eine Abstimmungsempfeh-
lung, einen Veranstaltungshinweis oder ob es Parolen zu allen drei Vor-
lagen enthält. Ob sich das Inserat für oder gegen eine Vorlage ausspricht, 
ob es verschiedene politische Positionen enthält oder allenfalls gar keine 
Position einnimmt. Zudem wird ermittelt, ob das Inserat ein Argument, 
also eine themabezogene Aussage, welche entweder ein Ja oder ein nein 
zur Vorlage unterstützt, enthält oder nicht. Wenn eine Aussage auf eine 
Person oder mehrere Personen zurückgeht, sie zum Beispiel in Anfüh-
rungszeichen steht, so kann man von einem – zumindest in der Absicht 
des Autors – kampagnenspezifischen Argument ausgehen. Weiter geht es 
um die Personen, die im Text oder mittels Abbildungen genannt werden. 
Auch die Akteursform und Funktion des Akteurs der genannten Person 
im Inserat wird erfasst.
Abgeleitet aus diesen Ausführungen möchten wir mit unserer Unter-
suchung die folgenden Forschungsfragen bearbeiten:
RQ1: Welche formalen und inhaltlichen Merkmale weist die politische 
Werbung in Tageszeitungen auf? 
RQ2: Welche politischen Akteure dominieren die politische Werbung? 
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RQ3: Wird in regionalen Tageszeitungen mehr politische Werbung geschal-
tet oder in überregionalen Tageszeitungen?
4. Fallauswahl, Methode und Datenerhebung
Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurden die im Zeitraum vom 
16. April bis zum 16. Mai 2009 geschaltete politische Werbung in regi-
onalen Tageszeitungen des Kantons Zürich (vgl. Anhang) und zwei 
überregionalen Tageszeitungen NZZ und Blick erfasst. es ging uns 
dabei lediglich um die nationalen und kantonalen Vorlagen. nationale 
Themen waren der Bundesbeschluss Zukunft mit Komplementärmedizin 
sowie der Bundesbeschluss Biometrischer Pass. erstere Vorlage verlangte, 
dass die obligatorische Krankenversicherung auch die Kosten für einige 
komplementärmedizinische übernehmen sollte, sie wurde mit einem 
Ja-Stimmen-Anteil von 67 % angenommen. Die zweite Vorlage sah die 
einführung biometrischer Pässe vor und wurde ebenfalls – allerdings äus-
serst knapp – mit einem Ja-Stimmen-Anteil von 50,1 % angenommen. 
Im Kanton Zürich hatten die Stimmberechtigten über die Volksinitiative 
Halbstündliche S-Bahn für alle zu befinden. Diese Vorlage verlangte die 
einführung eines halbstundentaktes auf dem gesamten Zürcher S-Bahn-
netz. Die Vorlage wurde mit einem Ja-Stimmen-Anteil von 36,6 % abge-
lehnt. Auf eine detaillierte inhaltliche Beschreibung dieser Vorlagen wird 
verzichtet9, jedoch bietet Tabelle 2 eine übersicht über die involvierten 
Akteure. Insgesamt wurden 375 Tageszeitungsexemplare in 15 verschie-
denen Tageszeitungen auf politische Inserate zu den Abstimmungen vom 
17. Mai 2009 untersucht10. Alle Zeitungen erscheinen von Montag bis 
Samstag, bis auf die Gratiszeitungen, die nur werktäglich erscheinen.
Schweizer Stimmbürger erhalten in der regel vier Wochen vor der 
Abstimmung die Abstimmungsunterlagen und können dann direkt brief-
lich abstimmen, was dazu führt, dass die politische Werbung zum grössten 
Teil ab diesem Zeitpunkt geschaltet wird. Die Abstimmungskampagne 
9 Zu den eidgenössischen Vorlagen finden sich nähere Informationen unter http://
www.admin.ch/ch/d/pore/va/vab_2_2_4_1.html [Stand 23.06.2011], zur kanto-
nalen Vorlage unter http://www.statistik.zh.ch/internet/justiz_inneres/statistik/de/
wahlen_abstimmungen/archiv/abstimmungen_archiv.html [Stand 26.06.2011].
10 eine Liste der Medientitel in unserem Sample befindet sich im Anhang.
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ist normalerweise auf drei bis vier Wochen vor dem Abstimmungstermin 
konzentriert, läuft aber insgesamt durchschnittlich sechs bis acht Wochen. 
Aber es gibt auch Kampagnen, die früher beginnen, wie zum Beispiel dieje-
nige zur Abstimmung über das Asylgesetzreferendum vom 24. September 
2006, die bereits am 1. Juni begann (vgl. Vanolli 2009: 26).
Politische Kampagnen sind insbesondere in zeitlicher hinsicht plan-
bar, da sie auf ein bestimmtes ereignis hinführen (Wahl, Abstimmung). 
hier haben sich bei politischen Akteuren und Medien entsprechende 
routinen herausgebildet, so dass die Kampagnenintensität in zeitlicher 
hinsicht häufig ähnlich verläuft. In ihrer Untersuchung des dänischen 
referendums zur einführung des euro als neue nationalwährung stel-
len de Vreese & Semetko (2004) fest, dass die Medienberichterstattung 
über die Kampagne den quantitativen höhepunkt in rund vier Wochen 
vor der Abstimmung erreichte. Auch in Untersuchungen von Abstim-
mungskampagnen in der Schweiz in den Jahren 2006 bis 2008 zeigte 
sich dasselbe Bild (vgl. Gerth et al. 2009). In unserer Arbeit wurde des-
halb die politische Werbung in den Tageszeitungen vier Wochen vor dem 
Abstimmungstermin vom 16. April bis zum 16. Mai 2009 untersucht. 
Auch weil am 16. April in der Tat das erste politische Inserat zur Abstim-
mung erschien. Die Inserate wurden von Montag bis Samstag untersucht. 
Ausnahmen waren der 1. Mai (Feiertag) und die Sonntage, da an diesen 
Tagen keine Ausgaben der Zeitungen in unserem Sample erschienen (mit 
Ausnahme der NZZ am Sonntag und der zum Tages-Anzeiger gehörenden 
Sonntagszeitung, die aber beide sowohl bezogen auf die Marke als auch 
den Inhalt anders positioniert sind als die Wochentagausgaben).
Bis auf einige Ausnahmen sind alle Variablen in der Untersuchung 
nominalskaliert. Sie umfassen dichotome sowie polytome Merkmale. eine 
Ausnahme bildet die ordinalskalierte Variable Erscheinungshäufigkeit des 
Inseratetyps. Ausserdem musste zu dieser Variable eine weitere Ausprägung 
gebildet werden, welche die Inserate codiert, die dasselbe rahmendesign 
aufweisen wie mindestens ein anderes Inserat, sich aber in Bild und Text 
unterscheiden. Dies rührt daher, dass nationale Parteien und Organisa-
tionen oft Basisvarianten ihrer Inserate produzieren, welche dann von 
regionalen und lokalen Ablegern verändert oder eben mit Akteuren aus 
dem Verbreitungsgebiet der entsprechenden Zeitung regionalisiert werden 
können. Darüber hinaus sind zwei Variablen metrisch skaliert. Davon 
66
misst eine Variable die Fläche des Inserats und die andere erhebt den 
erscheinungszeitpunkt des Inserats.
Die Kategorien bestimmen, welche Merkmale des Analysegegenstandes 
in welcher Weise untersucht werden (vgl. Schulz 2002: 53); sie sind Aus-
prägungen des theoretischen Konstrukts der Untersuchung (vgl. Brosius, 
Koschel & haas 2009: 160). Formale Anforderungen an die Bildung 
von Kategorien sind einerseits die Vollständigkeit, denn nur so können 
die Forschungsfragen entsprechend beantwortet werden und andererseits 
die Trennschärfe zwischen und innerhalb der einzelnen Ausprägungen, 
also deren wechselseitige Ausschliessbarkeit. Die entwicklung des Code-
buchs brachte einige Schwierigkeiten mit sich, zumal keine vergleichbaren 
inhaltsanalytischen Untersuchungen mit entsprechend validierten Instru-
menten existieren. Um die politische Werbung umfassend zu beschreiben, 
mussten bestehende Typologisierungen ergänzt und an den Untersu-
chungsgegenstand angepasst werden. Für die entwicklung des Kategori-
ensystems konnten wie bereits erwähnt elemente aus einer bestehenden 
Anzeigentypologisierung (vgl. neumaier 2001: 30 f.) verwendet und um 
weitere elemente ergänzt werden. Auch sollen die Inserate in Anlehnung 
an Keil (2003) auf Personalisierungsmerkmale hin untersucht werden. 
Jedoch konnte das Kategoriensystem zur Verschlüsselung von Personali-
sierung, welches  Keil (2003: 390) in ihrer Dissertation verwendete, nicht 
direkt übernommen werden, da es zur Analyse der politischen Inserate im 
Vorfeld von bundesdeutschen Bundestagswahlkämpfen entwickelt wurde, 
somit aus einem anderen politischen Kontext stammt. Jedes der inhalt-
lichen (10 Merkmale) und formalen (8) Merkmale bildet eine eigenstän-
dige Variable.11
5. resultate
5.1. Formale und inhaltliche Merkmale
Wie bereits erwähnt kann aufgrund früherer Studien davon ausgegangen 
werden, dass die Kampagnenaktivität sowohl bezogen auf die Berichter-
stattung als auch bezogen auf die politische Werbung in den vier Wochen 
11 Das detaillierte Codebuch stellen die Autoren auf Anfrage zur Verfügung.
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vor der Abstimmung selbst am intensivsten ist (vgl. de Vreese & Semetko 
2004; Gerth et al. 2009). In unserer Untersuchung bestätigt sich dieses 
Bild. 84,1 % der Inserate aller drei Abstimmungsvorlagen wurden in den 
letzten zwei Wochen veröffentlicht, wobei die ersten Inserate bereits ende 
April erschienen, also rund vier Wochen vor dem Abstimmungstermin. 
Folglich fand sogar eine Konzentration der Inserateschaltungen auf die 
endphase des Abstimmungskampfes statt. Dies war insbesondere im Fall 
der kantonalen Abstimmung Halbstündliche S-Bahn für Alle so. erst eine 
Woche vor dem Abstimmungstermin wurde vom entsprechenden Initi-
ativkomitee das erste Inserat zur Abstimmungsvorlage geschaltet. Dieses 
veröffentlichte alle Inserate in der letzten Woche, davon 40,9 % am letz-
ten Tag vor dem Abstimmungstermin. es war scheinbar der verzweifelte 
Versuch, im letzten Moment doch noch Stimmen einzuholen, nachdem 
dies aufgrund der übermacht des Pro-Lagers (vgl. Tabelle 3) aussichtslos 
schien, jedoch das Pro-Lager nicht auf das Mittel der Inserate zurückgriff, 
dort also eine Lücke für das Initiativkomitee bestand. es zeigt sich bereits 
hier, dass sich die Strategien der Inseratekampagnen der dominierenden 
politischen Akteure, dem (kantonalen und nationalen) Ja-Komitee und 
dem Initiativkomitee, hinsichtlich Zeitpunkt der Inserateschaltungen 
und erscheinungshäufigkeit deutlich unterscheiden.
Aus Abbildung 2 wird die Intensität der Inseratschaltungen ersichtlich. 
eine erste leichte Steigerung der Inseratepublikationen fand zwischen dem 
29. April und dem 2. Mai statt. rund vier Wochen vor dem Abstim-
mungstermin erhalten die Stimmberechtigten ihren Stimmzettel sowie 
erläuterungen der Behörden zu den Vorlagen. Ab diesem Termin können 
die Bürger bereits ihre Stimme abgeben und den Stimmzettel einsenden. 
Deshalb ist es für die an den Kampagnen beteiligten Akteure wichtig, 
nicht erst in der letzten Woche vor der Abstimmung in den Medien prä-
sent zu sein, sondern eben zumindest vier Wochen davor.
Am 13. Mai stieg die Anzahl der Inserate nochmals auf 13 Inserate an. 
nach einer Abnahme in der Mitte der letzten Woche fand in den letzten 
drei Tagen vor der Abstimmung noch ein leichter Anstieg von sechs auf 
neun Inserate statt. Allein 37.4 % der Inserate aller drei Vorlagen wur-
den in der letzten Woche vor der Abstimmung geschaltet, was darauf 
hindeutet, dass damit nicht unbedingt eine Meinungsbildung gefördert 
werden sollte, sondern eher ein letzter Versuch zur Mobilisierung auch 
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bereits entschlossener Bürger stattfand. eine besonders grosse reichweite 
lässt sich mit der nutzung der so genannten Grossauflagen der Zeitungen 
erzielen. einmal in der Woche verteilen die meisten Tageszeitungen ein 
Gratisexemplar an die haushalte in der entsprechenden region, was die 
Auflage und damit die Werbetarife künstlich erhöht. Die Grossauflagen 
erscheinen jeweils dienstags (Tages-Anzeiger), mittwochs (Landbote, Zür-
cher Oberländer, Anzeiger von Uster), donnerstags (Zürichsee-Zeitungen, 
Zürcher Unterländer, Neues Bülacher Tagblatt) und freitags (Limmattaler 
Zeitung) erscheinen. Obwohl trotz höherer Tarife die höhere reichweite 
von politischen Akteuren genutzt werden kann, wird dies in unserer 
Tabelle 3: Ja-Anteil in Prozent bei den einzelnen Vorlagen in den 
Bezirken des Kantons Zürich
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Affoltern 62,02 30,88 51,79
Andelfingen 57,81 36,12 44,95
Bülach 60,48 37,21 54,36
Dielsdorf 60,92 45,16 51,52
Dietikon 60,70 32,07 54,08
hinwil 61,42 45,41 48,38
horgen 62,12 31,35 55,34
Meilen 58,30 30,49 57,18
Pfäffikon 60,54 38,83 49,98
Uster 61,54 32,73 54,74
Winterthur 63,43 39,38 49,95
Zürich 66,10 37,61 49,83
Quelle: Amt für Statistik des Kantons Zürich (https://data.statistik.zh.ch/infospc/
wabstiweb/listBez.jsp?t=2009-05-17 [Stand 22.11.2010])
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Untersuchung nicht systematisch bestätigt. Die Kampagnenakteure 
legen also insgesamt mehr Wert auf kontinuierliche Präsenz als auf die 
nutzung einzelner Tage, an denen sich eine besonders grosse reichweite 
erzielen liesse. Im Zeitverlauf zeigt sich weiter, dass vorwiegend die Inse-
rate zur Zukunft mit Komplementärmedizin für die Zunahme der Insera-
teschaltungen in der zweitletzten Woche vor dem Abstimmungstermin 
verantwortlich sind. Die Schaltungen am 8. Mai bestanden ausschliess-
lich aus Inseraten zur Zukunft mit Komplementärmedizin. Die Zunahme 
der Inserate ab dem 12. Mai ist grösstenteils auf die Inserate zur Vorlage 
Halbstündliche S-Bahn für Alle zurückzuführen. Zum Biometrischen Pass 
wurden meistens ein bis zwei Inserate pro Tag geschaltet.
In Bezug auf die Anzahl der Inserate pro Akteur gibt es grosse Schwan-
kungen, wobei das Minimum ein einziges Inserat ist und das Maximum 
32 Inserate sind. Insgesamt wurden 107 Inserate zu den Abstimmungen 
vom 17. Mai 2009 in den Tageszeitungen geschaltet. Die meisten Inserate 
bezogen sich auf die Abstimmungsvorlage Zukunft mit Komplementär-
medizin (63). 26 Inserate wurden zur Halbstündlichen S-Bahn für Alle 
geschaltet und 13 zur Vorlage Biometrischer Pass. Darüber hinaus erschie-
nen fünf Inserate von Parteien auf Gemeindeebene, die zu allen drei Vor-
lagen Abstimmungsempfehlungen abgaben.
Abbildung 2: Quantität der Inserate während des Untersuchungszeitrau-











Zeitraum16. bis 30. April 2. bis 16. Mai
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Die nutzung verschiedener Arten von Inseraten war abhängig vom 
Abstimmungsthema. Während das Komitee Ja zur Reisefreiheit (Pro-
Komitee Biometrischer Pass) wiederholt dieselben Inserate und nur zwei 
verschiedene Testimonial-Anzeigen veröffentlichte, schaltete  das regio-
nale Zürcher Ja-Komitee (Pro-Komitee Biometrischer Pass) verschieden 
gestaltete Inserate, die vorwiegend aus Testimonial-Anzeigen mit Per-
sönlichkeiten und Politikern aus der region bestanden. Anders bei der 
Vorlage zur Zukunft mit Komplementärmedizin. über 90 % der Inserate, 
die von den beiden Ja-Komitees (kantonales und nationales Pro-Komi-
tee Komplementärmedizin) stammen, sind im selben Design erschienen, 
wobei abgebildete Person und Text oftmals variierten. hingegen waren 
die Inserate vom nationalen Ja-Komitee (Pro-Komitee Komplementärme-
dizin) stets dieselben. Kein politischer Akteur schaltete innerhalb einer 
Inserateserie völlig unterschiedlich gestaltete Inserate, sondern behielt das-
selbe rahmenlayout bei allen Inserateschaltungen bei, wechselte jedoch 
jeweils das Portrait und/oder das Zitat. entsprechend war ein einheit-
liches erscheinungsbild bei nahezu allen Inseraten zu erkennen. nur acht 
Inserate erschienen einmalig. national organisierte Ad-hoc-Koalitionen 
beziehungsweise Abstimmungskomitees passen ihre Inserate demnach oft 
mit Akteuren aus der entsprechenden region auf das Zielpublikum hin 
an. Sie schaffen damit Identifikation bei der Leserschaft, in gewissen Fäl-
len auch Vertrauen. Gleichzeitig dient dies den Politikern selbst wiederum 
als Plattform, um in den Medien präsent zu sein und bei der nächsten 
Wahl als bekannte Persönlichkeiten anzutreten.
Bestätigt wird diese erkenntnis auch durch die passende Platzierung 
der Inserate. Mehr als die hälfte der Inserate über alle drei Vorlagen hin-
weg sind im Zeitungsbund mit regionalen Informationen platziert worden. 
nur beim Biometrischen Pass wurde die Mehrheit der Inserate (53,9 %) 
im überregionalen Teil platziert. ebenfalls interessant ist die Feststellung, 
dass über alle Vorlagen hinweg betrachtet die meisten politischen Inserate 
(57 %) im redaktionellen Teil der Zeitungen platziert wurden, also nicht 
auf Anzeigenseite12. Zwischen den Vorlagen herrschen hingegen deutliche 
Unterschiede. Während 65,4 % der Inserate zur Halbstündlichen S-Bahn 
12 eine Zeitungsseite gilt nach unserem Verständnis dann als Anzeigenseite, wenn 
mehr als die hälfte der Seite Werbefläche ist.
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für Alle auf einer Anzeigenseite abgedruckt waren, erschienen 76,9 % der 
Inserate zum Biometrischen Pass sowie 63,5 % der Inserate zur Zukunft mit 
Komplementärmedizin auf einer redaktionellen Seite. es zeigt sich, dass 
die Inserate zu Vorlagen, über die in den Medien am meisten berichtet 
wurde (wie zur Komplementärmedizin oder zum Biometrischen Pass), auch 
mehrheitlich im redaktionellen Teil der Zeitung platziert waren. Ob die 
Verlagsverantwortlichen diese Option den politischen Akteuren explizit 
anbieten, konnte im rahmen unserer inhaltsanalytischen Untersuchung 
nicht geklärt werden.
Bezogen auf die Quantität der paid media in einzelnen Titeln lässt 
sich feststellen, dass in der reichweitenstärksten regionalzeitung im Kan-
ton Zürich, dem Tages-Anzeiger, die grösste Menge an Inseraten erschien. 
Darauf folgt der Winterthurer Landbote. Dies ist insofern erstaunlich, dass 
diese Zeitung wie auch NZZ, News und Limmattaler Zeitung politischen 
Akteuren bei Abstimmungen keine rabatte auf die Werbetarife gewährt, 
wie dies andere Zeitungen tun. Gar keine Inserate wurden in den Gra-
tiszeitungen Blick am Abend und News 13 geschaltet, obwohl diese als 
Pendlerzeitungen eine vergleichsweise hohe reichweite erzielen. Dasselbe 
trifft für die Gratiszeitung 20 Minuten zu, mittlerweile die auflagen- und 
leserstärkste Tageszeitung der Schweiz. Diese Gratiszeitung wird nur im 
rahmen der Abstimmung Zukunft mit Komplementärmedizin genutzt 
und zwar von der SGS, einem Verband von Praktikern der naturheil-
kunde Shiatsu, und vom nationalen Ja-Komitee. Diese Zurückhaltung hat 
zwei verschiedene Gründe. Zunächst ist der Streuverlust bei einer grossen 
Pendlerzeitung grösser als einer kleineren regionalzeitung. Zudem sind 
die Tarife für Inserateschaltungen aufgrund der Logik des 1000-Kon-
takte-Preises in reichweitenstarken Pendlerzeitungen viel höher. Demge-
genüber stehen politische Akteure mit beschränktem Budget, die zwei 
Optionen haben, entweder die regelmässige und verhältnismässig kosten-
günstige nutzung von kleineren regionalmedien oder die Schaltung 
lediglich einzelner Inserate in grossen Pendlerzeitungen. Unsere Unter-
suchung zeigt, dass erstere Strategie von den meisten Akteuren eindeutig 
bevorzugt wird, unabhängig davon, ob es sich um eine nationale oder eine 
kantonale Vorlage handelt und auch unabhängig vom Kampagnenthema. 
13 Dieses Blatt wurde aufgrund fehlender Leserschaft im Dezember 2009 eingestellt.
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Dass das Kampagnenthema aber durchaus einen einfluss auf die Wahl der 
Medien hat, zeigt die Abstimmung der Halbstündlichen S-Bahn für Alle. 
Das Initiativkomitee inserierte hauptsächlich im Zürcher Oberländer, dem 
Anzeiger von Uster, dem Zürcher Unterländer und dem Neuen Bülacher 
Tagblatt. Dies liegt daran, dass der geforderte halbstundentakt der Zür-
cher S-Bahn genau in den Gebieten, in welchen diese Zeitungen verbreitet 
sind, eben noch nicht realisiert ist. Wie das Abstimmungsresultat letztlich 
auch zeigte, erhielt das Anliegen in diesem Gebiet, konkret in den Bezir-
ken Dielsdorf (Zürcher Unterländer) und hinwil (Zürcher Oberländer), 
die grösste Zustimmung, obwohl es letztlich im Kanton abgelehnt wurde 
(vgl. Tabelle 3). Demnach findet also nicht nur wie bereits gezeigt ein 
regionales Targeting, sondern auch ein thematisches Targeting statt.
Schaut man sich den Inhalt der Inserate im Detail an, lässt sich fest-
halten, dass die Argumente selbst nicht weiter regionalisiert werden. Das 
heisst, die Akteure, welche zwar wie gesehen möglichst aus der Verbrei-
tungsregion einer Zeitung stammen sollten, greifen jeweils auf dieselben 
Argumente zurück, welche die nationale Akteure nutzen, und sie versehen 
sie nicht weiter mit regionalen Aspekten oder Beispielen. 66,4 % aller Inse-
rate enthielten konkrete, jedoch nicht regionalisierte, Argumentationen, 
der rest enthielt lediglich eine Parole (Ja oder nein). Während nur die 
wenigsten Inserate (15,4 %) zur Halbstündlichen S-Bahn für Alle Argu-
mente enthielten, waren in den meisten Inseraten zu den Vorlagen Bio-
metrischer Pass (69,2 %) und Zukunft mit Komplementärmedizin (90,5 %) 
Argumente zu finden. eine Personalisierung im Text des Inserats und 
mittels Abbildungen konnte in 58,9 % der Inserate nachgewiesen wer-
den. In diesen Fällen wurde also nicht nur die Urheberorganisation des 
Inserats genannt, sondern ein Vertreter der Organisation wurde in den 
Vordergrund gestellt. es waren grösstenteils Testimonial-Inserate, welche 
wie bereits erwähnt mit Persönlichkeiten aus den jeweiligen regionen 
geschaltet wurden. Wurde eine Person im Text erwähnt, wurde diese in 
94 % der Fälle auch abgebildet.
5.2. Politische Akteure in der Werbung
nach den Angaben zu Design, Platzierung und Targeting sollen im Fol-
genden die inserierenden Akteure genauer betrachtet werden. Der Gros-
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steil der Inserate stammte von den Befürwortern der jeweiligen Vorlage 
(78,5 %). Dies lag daran, dass die meisten Inserate zur Vorlage Zukunft 
mit Komplementärmedizin geschaltet wurden und sich ausschliesslich 
Befürworter an der Inseratekampagne beteiligten. Kein einziges Inserat 
wurde von den Parteien SVP und eDU, den Gegnern der Vorlage Zukunft 
mit Komplementärmedizin, veröffentlicht. Anders war dies bei den Inse-
raten zum Biometrischen Pass, die hauptsächlich von den Gegnern der 
Vorlage in Auftrag gegeben wurden. Von den befürwortenden Partien 
eVP, CVP und FDP erschienen, ausser den drei Veranstaltungshinwei-
sen der FDP Meilen, keine Inserate in den untersuchten Tageszeitungen. 
Daraus lässt sich erkennen, dass für die grösste Partei der Schweiz, die bei 
beiden Vorlagen im Kontra-Lager gestandene SVP, das letztere Anliegen 
das wichtigere war und man die finanziellen Kräfte darauf konzentrierte. 
Aber auch die Kampagne zur Volksinitiative Halbstündliche S-Bahn für 
Alle bestand zu 84,6 % hauptsächlich aus Inseraten der Befürworter, dem 
Initiativkomitee, wobei diese Vorlage fast alle Parteien zum Gegner hatte: 
die Grünliberalen, eVP, CVP, eDU, FDP und die SVP. Wie bei der 
Zukunft mit Komplementärmedizin kam es hier nicht zu einer eigentlichen 
Komiteebildung auf der Kontraseite. Die Akteure konnten sich sicher sein, 
dass die Initianten mit ihren beschränkten Mitteln und mit der regional 
auf kleine Gebiete beschränkten thematischen Betroffenheit der Bürger, 
keinen erfolg haben werden. eine Mobilisierung und überzeugung mit 
finanziellem einsatz war deshalb aus ihrer Perspektive nicht notwendig.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die einzelnen Komitees die 
politische Werbung zu den Abstimmungen vom 17. Mai 2009 sowohl 
anzahlmässig zu 81,3 % (87) als auch flächenmässig zu 85,3 % (7783 cm²) 
dominierten. Die dominierende Akteursgruppe bezüglich der Anzahl und 
Fläche der geschalteten Inserate war in allen drei Fällen die Pro-Seite mit 
den entsprechenden Komitees. Verbände waren mit insgesamt sieben 
Inseraten (6,5 %) eher schwach vertreten. Auch die Parteien engagierten 
sich kaum individuell im Abstimmungskampf, sondern unterstützten die 
Komitees. nur 11,2 % der Inserate wurden von den Parteien selbst veröf-
fentlicht.
Vorwiegend Komitees beteiligten sich aktiv am Abstimmungskampf 
mittels Inseraten, was aber nicht für die redaktionelle Berichterstattung 
(free media) zutrifft. Individuelle Parteien und Verbände schalteten kaum 
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Inserate. Man kann also davon ausgehen, dass die Kräfte insbesondere 
finanziell innerhalb der Komitees gebündelt werden. Offen bleibt, wes-
halb angesichts des nicht absehbaren Abstimmungsausgangs, der Unei-
nigkeiten zwischen und innerhalb der Grossparteien und einer intensiven 
Debatte in den Medien zum Biometrischen Pass das Kampagnenmittel der 
Inserate in Tageszeitungen nicht in grösserem Umfang genutzt wurde. 
Möglicherweise kann das schwache engagement der politischen Akteure 
mit dem fehlenden Interesse an der Schaltung politischer Werbung und 
dies wiederum mit der empfundenen nichtrelevanz der Vorlage erklärt 
werden. Denn ob im Vorfeld von Abstimmungen eine Kampagne statt-
findet, hängt nach neidhart (2002: 395) davon ab, ob sie für notwendig 
gehalten wird oder ob finanzielle Mittel vorhanden sind. 
Darüber hinaus könnte der Grund für die geringe Anzahl der Inse-
rate zur Vorlage über die Biometrischen Pässen auch darin liegen, dass der 
Abstimmungskampf, so Büttner (2009), Longchamp und Blum14 nicht 
mittels Inseraten (paid media), sondern vorwiegend im freien raum, also 
im Internet und redaktionellen Teil der Zeitung (free media), durchgeführt 
wurde, da die vorhandenen finanziellen Mittel begrenzt und die Gegner 
vor allem online aktiv waren (vgl. auch rademacher 2010). Gemäss Blum 
erlebte die Schweiz beim Biometrischen Pass den ersten Internet-Abstim-
mungskampf. Ob die Verlagerung der politischen Werbung ins Internet als 
allgemeiner Trend zu sehen ist, kann hier nicht abschliessend beantwortet 
werden. Aber dass der Anteil des Internet am gesamten Werbedruck für 
Initiativen/Kampagnen15 im vergangenen Jahr – gemäss Media Focus – 
nur 8 % betrug, zeigt den noch sehr geringen Stellenwert dieses Mediums 
im Vergleich zu den traditionellen Medien in der Schweiz (vgl. Stiftung 
Werbestatistik Schweiz 2008). 
Auch die Vorlage zur Halbstündlichen S-Bahn für Alle hatte einige Geg-
ner. Auch diese beteiligten sich kaum am Abstimmungskampf mittels 
Inseraten. hingegen zur Vorlage Komplementärmedizin, die kaum Gegner 
14 einschätzung zu den Kampagnen zur Abstimmung vom 17. Mai 2009 von den 
Beobachtern Claude Longchamp (gfs.bern) und roger Blum (emeritierter Direktor 
des Instituts für Kommunikations- und Medienwissenschaft der Universität Bern), 
die sie uns auf schriftliche Anfrage mitteilten.
15 Zu Initiativen/Kampagnen zählt Media Focus neben politischen Kampagnen auch 
gemeinnützige und wirtschaftliche Kampagnen.
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hatte und deren Wahlausgang absehbar war, wurden im Vergleich zu den 
anderen Vorlagen die meisten Inserate geschaltet. über die Intensität der 
Inserateschaltungen kann gesagt werden, dass sich die meisten Akteure bei 
der Inserateschaltung auf die letzten zwei Wochen vor der Abstimmung 
konzentrierten. Kein politischer Akteur schaltete innerhalb einer Inserate-
serie völlig unterschiedlich gestaltete Inserate, sondern behielt dasselbe 
Layout bei allen Inserateschaltungen bei, wechselte jedoch jeweils das 
Portrait und/oder das Zitat. entsprechend war ein einheitliches erschei-
nungsbild bei nahezu allen Inseraten zu erkennen.
Der Grossteil der Inserate stammte von den Befürwortern (78,5 %), 
allerdings erschienen zur Vorlage Biometrischer Pass nur Inserate der 
Gegnerschaft und zur Zukunft mit Komplementärmedizin wiederum, 
bis auf ein neutrales Inserat der Freidenker Vereinigung Schweiz (FVS), 
nur Inserate der Befürworter. eine Personalisierung im Text des Inserats 
und mittels Abbildungen konnte in 58,9 % der Inserate nachgewiesen 
werden. es kann also festgehalten werden, dass zwischen den Inseraten 
der einzelnen Akteure Gemeinsamkeiten der formalen und inhaltlichen 
Merkmale bestehen, jedoch nicht von einem einheitlichen Muster der 
Inserate gesprochen werden kann. ein strategisches Vorgehen konnte bei 
zwei Akteuren, dem (kantonalen und nationalen) Ja-Komitee zur Zukunft 
mit Komplementärmedizin und dem Initiativkomitee, erkannt werden, 
wobei dies auch daran liegt, dass die anderen Akteure eine zu geringe 
Anzahl Inserate schalteten, um von einer Inseratekampagne sprechen zu 
können.
6. Zusammenfassung und Ausblick
Zur Beschaffenheit der politischen Werbung hat unsere Untersuchung 
formale wie inhaltliche Aspekte beleuchtet (vgl. Tabelle 1). In RQ1 
fragten wir nach der formalen und inhaltlichen Beschaffenheit der 
politischen Inserate. In formaler Hinsicht konnten wir im einklang mit 
früheren Forschungsergebnisse zeigen, dass sich erscheinungszeitpunkt 
und -häufigkeit auch für Werbeaktivitäten politischer Akteure auf rund 
vier Wochen vor dem Abstimmungstermin konzentriert, wie dies bei der 
redaktionellen Berichterstattung der Fall ist. Dies liegt zum einen an der 
Möglichkeit, in der Schweiz mit Brief abzustimmen, wobei die Bürger 
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ihre persönlichen Abstimmungsunterlagen eben rund vier Wochen vor 
dem Termin erhalten. Zum anderen gibt der rhythmus der etwa 4- bis 
5-jährlichen Abstimmungstermine vor, dass die Kampagnen jeweils ver-
hältnismässig kurz sind, da sich die Abstimmungstermine fast Schlag auf 
Schlag folgen. Bei der Platzierung konnte eindrücklich gezeigt werden, 
dass politische Akteure in regionalzeitungen auch explizit das regionale 
Umfeld suchen, das heisst ihre Inserate auf Seiten mit regionalen Infor-
mationen und eben nicht auf jenen mit Sport, Kultur oder Auslandnach-
richten platzieren möchten. Auch bezogen auf die inhaltlichen Merkmale 
konnten wir interessante erkenntnisse gewinnen. Die Mehrheit der Inse-
rate wird nicht nur durch entsprechende Platzierung quasi regionalisiert, 
sondern auch durch Testimonials mit regionalen Akteuren. es werden in 
den Inseraten Akteure abgebildet, welche dem durchschnittlichen Leser 
bekannt sind. neben den eigentlichen Parolen (Ja/nein) enthalten die 
meisten Inserate zudem eines oder mehrere Argumente zur Begründung 
der Position. Auch diese Argumente werden sodann oft den abgebildeten 
Akteuren in den Mund gelegt, wobei die Aussagen je nach Urheberko-
mitee oft dieselben bleiben, jedoch die Köpfe wechseln. So wird zwar 
das Inserat personalisiert und regionalisiert, die Aussagen selber werden 
jedoch nicht speziell auf regionale Besonderheiten angepasst, selbst dann 
nicht wenn die Betroffenheit von einem Abstimmungsthema wie im Falle 
der Halbstündlichen S-Bahn für Alle sehr stark von der region abhängt, in 
der die Stimmbürger leben. 
RQ2 fragte nach den politischen Akteure, welche in der politischen 
Werbung auftreten. es wurde gezeigt, dass politische Akteure ihre Kräfte 
bündeln, wenn es darum geht, bezahlten raum in Tageszeitungen zu 
erhalten. es sind nicht einzelne Verbände oder Parteien, welche die Inse-
rate platzieren, sondern dies wird über so genannte Abstimmungskomitees 
(jeweils Pro- und Kontrakomitee) gemacht, in welchen sich verschiedene 
Parteien, Verbände, andere Organisationen und einzelpersonen verbin-
den. Darüber hinaus konnten wir zeigen, dass sich Parteien und Verbände 
bei einem Abstimmungstermin mit drei verschiedenen Vorlagen auf eine 
einzige Vorlage konzentrieren und sich nicht in gleichem Ausmass bei 
allen Themen engagieren können. Dieses resultat ist deshalb recht über-
raschend, dass sich Parteien offensichtlich nicht darauf einlassen, sich als 
individueller Akteur bei Abstimmungsthemen zu präsentieren und in den 
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Köpfen der Wähler zu verankern. Sicher hängt dies teilweise vom Thema 
ab, aber gerade die Vorlage aus dem Bereich Gesundheitspolitik aber auch 
jene aus der Sicherheitspolitik würden sich bestens für eine klare individu-
elle Parteipositionierung eignen.
In RQ3 fragten wir nach dem unterschiedlichen engagement der betei-
ligten Akteure in regionalen und überregionalen Tageszeitungen. hier 
konnte gezeigt werden, dass die grossen Gratisblätter praktisch nicht 
berücksichtigt werden, was sicher mit der Verhinderung von Streuverlusten 
aber auch mit den höheren Werbetarifen in diesen reichweitenstarken 
Medien zu erklären ist. Die beteiligten Akteure suchen explizit regionales 
Umfeld, um mit Testimonials von regional bekannten Akteuren aufzutre-
ten und so einen persönlichen Bezug zur Leserschaft herzustellen.
Leider konnten zu gewissen Merkmalsausprägungen aufgrund der 
etwas geringen Fallzahl nur Vermutungen geäussert werden. Trotzdem 
muss festgehalten werden, dass unsere erhebung sämtliche Inserate in den 
genannten Zeitungen umfasst, welche zu den drei Abstimmungen erschie-
nen sind. Die Studie war an einen Termin gekoppelt und es mussten die 
Abstimmungsthemen berücksichtigt werden, welche von den Behörden 
vorgesehen waren. Insofern wäre es zu einfach, die ergebnisse aufgrund 
der geringen Fallzahl komplett in Frage zu stellen, es gab schlicht keine 
grössere Menge an Inseraten. Für den Termin 17. Mai 2009 war unsere 
erhebung gleichsam eine Vollerhebung im Kanton Zürich. Zudem ist 
unsere Studie auch mit einem gewissen explorativen Charakter hilfreich, 
um dem einleitend beschriebenen Forschungsdefizit rechnung zu tragen. 
es ist aber klar, dass eine grössere Datenmenge, die sich aus der Ausdeh-
nung auf verschiedene regionen oder auf mehrere Abstimmungstermine 
ergibt, der nächste Schritt sein muss. Denn ein Vergleich der politischen 
Werbung mehrerer Abstimmungskampagnen würde weitere interessante 
erkenntnisse liefern. erst über eine längere Dauer könnten allgemeine 
Trends sichtbar werden. In einer weiterführenden Untersuchung würde 
die Analyse des redaktionellen Teils der Zeitungen ergänzend zu derjeni-
gen des Inserateteils wertvolle erkenntnisse liefern. Insbesondere liessen 
sich somit Aussagen über den Abstimmungskampf als Ganzes tätigen, 
zum Beispiel ob dieser stärker, wie dies der Abstimmungskampf zum 
Biometrischen Pass zeigte, im redaktionellen Teil oder im Werbeteil der 
Zeitungen stattfand.
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Die Beantwortung der Frage nach der Beschaffenheit politischer Wer-
bung hängt natürlich stark von der jeweiligen Abstimmungsvorlage ab, 
denn je nach Vorlage sind andere Akteure am Abstimmungskampf betei-
ligt und je nach Thema bietet sich eine emotional oder sachlich geführte 
Kampagne an. Bei einigen Abstimmungen sind die Kampagnen intensiver, 
enthalten reisserische Parolen und Vereinfachungen, bei anderen sind sie 
zurückhaltender und weniger provokativ, wie dies zum Beispiel bei den 
untersuchten Abstimmungskampagnen der Fall war. Darüber hinaus 
bestimmen auch die den politischen Akteuren zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mittel über den Spielraum für Gestaltung, Intensität und 
Dauer der Kampagnen. In dem von uns analysierten Abstimmungstermin 
fehlten die hohen Investitionen finanzkräftiger Wirtschaftsverbände. Dass 
die Budgets der politischen Akteure auch in der Schweiz oft ungleich ver-
teilt sind, die Werbemittel gemäss Linder (2006: 118) teilweise in einem 
ungleichen Verhältnis von 1:10 oder sogar 1:20 stehen, zeigte sich bereits 
bei früheren Abstimmungen. Wie eine Abstimmungskampagne im Bereich 
paid media beschaffen ist, hängt folglich auch von den zur Verfügung ste-
henden ressourcen ab (vgl. Kriesi, Bernhard & hänggli 2007: 27).
Abstimmungskampagnen variieren, je nachdem, wer sich daran betei-
ligt. Unsere ergebnisse sind zudem vor dem hintergrund zu sehen, dass 
sich womöglich einige Akteure bei der politischen Werbung zurück-
hielten, um ressourcen für die Vorlagen vom 27. September 2009 zu 
sparen. es ging dabei unter anderem um eine Zusatzfinanzierung für die 
Invalidenversicherung. Unsere Befunde sind eine Momentaufnahme der 
Beschaffenheit politischer Werbung, liefern jedoch einen Beitrag zum 
Forschungsfeld politischer Werbung, insbesondere im Bereich der nicht-
Wahlwerbung. Durch weitere ähnliche erhebungen kann die Datenbasis 
ausgedehnt und die ergebnisse können so verfeinert werden.
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* Aktuelle Tarife für schwarz-weisse Inserate in der normalauflage; keine regionaltarife. 
einige Zeitungen erteilen rabatte für politische Akteure. Zudem sind die Preise oft 
eher als Verhandlungsgrundlage für Werbetreibende, denn als fixe Preise zu verstehen.
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* Verlagsangaben aus News Tarif (2009).
** Aktuelle Tarife für schwarz-weisse Inserate in der normalauflage; keine regionaltarife.  
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